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Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Deutschland-, Ost- und Europapolitik 


Unser Volk hat ein Recht darauf zu erfahren, ob die Grund- 
lagen der Politik, die bisher unsere Freiheit gesichert und die 
Deutschlandfrage offen gehalten haben, gewahrt oder geändert 
werden sollen. Es muß wissen, ob die gegenwärtige Bundes- 
regierung entschlossen ist, weiter auf dem Wege zur schritt- 
weisen Schaffung einer europäischen Friedensordnung zu blei- 
ben, Ihre von uns geforderten Hauptelemente, die wir unter 
gegenseitiger Achtung der Lebensinteressen aller Partner zu 
verwirklichen haben, sind die wachsende Integration West- 
europas, die Lösung der deutschen Frage gemäß dem Willen 
der Menschen und der Verzicht der Sowjetunion auf die Ein- 
mischung in die inneren Angelegenheiten anderer. 

Die CDU/CSU-Fraktion fordert die energische Fortsetzung des 
europäischen Einigungswerkes. Sie sieht darin auch die Vor- 
aussetzung für eine erfolgreiche Ostpolitik. Lösungen der 
deutschen Frage, die unserem Volk und seinen Nachbarn in 
Ost und West gerecht werden, verlangen entscheidende Fort- 
schritte auf beiden Gebieten. 


L Deutschland- und Ostpolitik 

Die Politik der CDU/CSU ist auch weiterhin an der entschei- 
denden Realität orientiert, nämlich an dem Willen des ganzen 
deutschen Volkes: in rechtsstaatlicher Ordnung, gesicherter 
Freiheit und wirtschaftlich-sozialem Fortschritt zusammenzu- 
leben. Die Union hat immer betont, daß die Verwirklichung 
dieses Willens aller Deutschen nur durch eine geduldige und 
beharrliche Anstrengung erreicht werden kann, die sich das 
Ziel einer europäischen Friedensordnung gesetzt hat. Die 
CDU/CSU weiß, daß der mühsame Weg zu einer Friedens- 
ordnung über Gespräche und Vereinbarungen, auch mit den 
osteuropäischen Staaten, insbesondere mit der Sowjetunion, 
führt. Dabei darf der Weg zum Selbstbestimmungsrecht des 
deutschen Volkes ebensowenig verbaut werden wie bei den 
Versuchen, das Los der Menschen für die Zeit der von außen 
auferlegten Teilung durch Vereinbarungen mit Ostberlin zu 
erleichtern. 
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Die Bundesregierung führt seit Monaten Gespräche und Ver- 
handlungen mit osteuropäischen Regierungen über Lebens- 
fragen unseres Volkes. Trotz wiederholter eindringlicher Fra- 
gen der CDU/CSU hat sie über das Konzept, die Maßstäbe und 
die Ziele ihrer Politik unklar und mehrdeutig geantwortet. 
Vieles deutet darauf hin, daß die Bundesregierung eine ent- 
scheidende Wende der deutschen Politik beabsichtigt. Wo es 
um Existenzfragen unseres Volkes geht, sind der Geheim- 
diplomatie Grenzen gesetzt. Diese Grenzen sind nach unserer 
Überzeugung nun erreicht. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Kann die Bundesregierung versichern, daß sie nach ihrer 
Charakterisierung des anderen Teiles Deutschlands als 
eines „zweiten Staates auf deutschem Boden“ künftig nichts 
mehr tun wird, was die heutige Spaltung stabilisiert oder 
vertieft? 

Begründung 

Angesichts der anhaltenden Feindseligkeiten des tota- 
litären SED-Regimes muß alles vermieden werden, was 
diesem weitere internationale Aufwertung und Aner- 
kennung verschafft, die gegen das Selbstbestimmungs- 
recht des deutschen Volkes gerichtet sind. Das Ziel 
eines gerechten Friedens und der damit verbundene 
Anspruch auf freie Selbstbestimmung und nationale 
Einheit unseres Volkes dürfen nicht zu einer hohlen 
Formel ohne politische Substanz und Kraft verfälscht 
werden. 

2. Hält die Bundesregierung daran fest, daß ein Gewaltver- 
zichtsabkommen dazu dienen soll, die Androhung und An- 
wendung von Gewalt zur Lösung bestehender Streitfragen 
vorbehaltlos auszuschließen, und wird die Bundesregierung 
daher dem sowjetischen Verlangen widerstehen, das darauf 
gerichtet ist, uns unter dem Etikett Gewaltverzicht poli- 
tische Verzichte abzuverlangen? 

Begründung 

Am 13. Dezember 1967 hatte der damalige Bundes- 
minister des Auswärtigen Brandt die deutsche Gewalt- 
verzichtpolitik wie folgt zusammengefaßt: 

„Sinn und Zweck eines Gewaltverzichtes ist es, strittige 
Fragen, für die die Möglichkeit eines gewaltsamen 
Lösungsversuches besteht oder befürchtet wird, in 
bindender Form endgültig auf den Weg einer Lösung 
mit ausschließlich friedlichen Mitteln zu verweisen, 
nicht jedoch, die strittigen Fragen zu präjudizieren." 
Demgegenüber fordert die Sowjetunion ständig und 
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für alle Zukunft die „Anerkennung der Unantastbar- 
keit der europäischen Grenzen, insbesondere der Gren- 
zen zwischen der DDR und der BRD sowie der Oder- 
Neiße-Grenze, die völkerrechtliche Anerkennung der 
DDR, die Ratifizierung des Vertrages über die Nicht- 
weiterverbreitung von Kernwaffen, die Aufgabe der 
unsinnigen und widerrechtlichen Ansprüche auf West- 
berlin, die Anullierung des Münchner Abkommens als 
ungültig von Anfang an." (Sowjet-Botschafter 
Abrassimow am 1. April 1970 im „Neuen Deutsch- 
land"). 

Die Sowjetunion sieht diesen Katalog als ein unauf- 
lösbares Ganzes an. Sie beabsichtigt, diese Forde- 
rungen im Rahmen eines Gewaltverzichtabkommens 
durchzusetzen. Damit würde der gesamtdeutsche Frie- 
densvertragsvorbehalt in seiner rechtlichen Grund- 
lage erschüttert und seiner politischen Substanz ent- 
kleidet. Darüber hinaus sucht die UdSSR auf diesem 
Wege sich bilaterale Rechtstitel als Instrument künf- 
tiger Einmischung in unsere Deutschland-, Berlin-, 
Innen- und Außenpolitik zu verschaffen. 

3. Ist die Bundesregierung bereit, im Verhältnis zur Sowjet- 
union Verzichte und Verpflichtungen auszusprechen, die 
über das hinausgehen, wozu wir uns gegenüber unseren 
Freunden beim Eintritt in das Bündnis vertraglich ver- 
pflichtet haben? 

Begründung 

Beim Eintritt in das Atlantische Bündnis hat sich die 
Bundesrepublik zu einem Gewaltverzicht verpflichtet. 
Mit ihren politischen Zielen haben sich ihre Ver- 
bündeten ausdrücklich solidarisiert. Ein Vertrag mit 
der Sowjetunion, der über einen reinen Gewaltver- 
zicht hinaus politische Verzichte enthielte, würde be- 
deuten, daß die Bundesregierung der Sowjetunion weit 
mehr entgegenkäme, als es unsere Verbündeten uns 
je zugemutet haben, und dies ohne Gegenleistung. 

4. Wird die Bundesregierung keinerlei Rechtsverpflichtungen 
gegenüber der Sowjetunion und ihren Verbündeten ein- 
gehen, die nach sowjetischer Auslegung der Bundesregie- 
rung, dem Bundestag, der Presse und anderen demokra- 
tischen Kräften unseres Landes Einengung bei der Ver- 
tretung ihrer Überzeugungen auferlegen? 

Begründung 

Friedliche Bemühungen um eine europäische Friedens- 
ordnung auf der Basis der Menschenrechte, der freien 
Selbstbestimmung, der Zusammengehörigkeit des 
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deutschen Volkes sowie die freie Erörterung der Wege 
zu diesem Ziel, dürfen weder direkt noch indirekt be- 
hindert werden. Deshalb dürfen keinerlei Verpflich- 
tungen eingegangen werden, aufgrund derer solche 
Bemühungen von der Sowjetunion oder ihren Ver- 
bündeten als vertragswidrig und als „Wiederaufnahme 
agressiver Politik'' dargestellt werden können. 

5. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Sowjetunion 
die „Anerkennung aller in Europa bestehenden Grenzen" 
in einem deutsch-sowjetischen Vertrag fordert? 

Begründung 

Die Sowjetunion hat eine solche förmliche Anerken- 
nung ihres Herrschaftsbereiches bisher keinem anderen 
freien Staat der Welt zugemutet. Insbesondere fordert 
sie damit die Anerkennung der innerdeutschen Demar- 
kationslinie, der Berliner Mauer und der Oder-Neiße- 
Linie als Grenzen. Dies widerspräche der Vier-Mächte- 
Verantwortung für Deutschland und Berlin als Ganzes 
und verstieße gegen Grundgesetz und Deutschland- 
vertrag. 

6. Ist die Bundesregierung gewillt, die Begriffe „Anerken- 
nung" oder „Achtung" der „territorialen Integrität" und 
„aller Grenzen in Europa" in eine Vereinbarung aufzu- 
nehmen, solange die Sowjetunion diesen Begriffen einen 
Inhalt gibt, der der Auslegung der Bundesregierung ent- 
gegengesetzt ist? 

Begründung 

Die sowjetische Regierung hat uns wiederholt zweifels- 
frei ihre Auslegung dieser Begriffe notifiziert. Ihre 
Übernahme in eine vertragliche Vereinbarung würde 
nach sowjetischer Auffassung bedeuten, daß der Bun- 
desrepublik Deutschland künftig jede aktive Wieder- 
vereinigungspolitik im Sinne des Grundgesetzes und 
des Deutschlandvertrages als Bruch einer Verpflichtung 
gegenüber der Sowjetunion und deren Verbündeten 
untersagt werden würde. 

7. Hält die Bundesregierung es mit Sinn und Zweck eines 
deutsch-sowjetischen Gewaltverzichtsabkommens verein- 
bar, wenn der aktenkundig notifizierte einseitige Gewalt- 
vorbehalt der UdSSR gegen die Bundesrepublik Deutsch- 
land dabei nicht zweifelsfrei ausgeräumt wird? 

Begründung 

Die Sowjetunion hat in ihren Memoranden vom 21. 
November 1967 und vom 5. Juli 1968 die deutsche 
Entspannungspolitik als „Erneuerung aggressiver 
Politik" im Sinne der Feindstaaten-Artikel 53 und 107 
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der UN-Charta bezeichnet und in diesem Zusammen- 
hang einen einseitigen Gewaltvorbehalt gegen die 
Bundesrepublik Deutschland für sich in Anspruch ge- 
nommen. Diesen einseitigen Vorbehalt haben die drei 
Westmächte zuletzt am 28. November 1969 förmlich 
zurückgewiesen. Bundeskanzler Brandt hat am 16. 
Januar 1970 vor dem Bundestag erklärt, die Bun- 
desregierung erstrebe im Verhältnis der Sowjetunion 
zur Bundesrepublik Deutschland einen ähnlichen Stand, 
wie wir ihn durch die Interpretationen und Zusiche- 
rungen seitens der Westmächte erreicht haben. 

8. Glaubt die Bundesregierung verantworten zu können, un- 
widerrufliche Leistungen, wie z. B. auf dem Gebiet der 
internationalen Aufwertung und der Anerkennung Ost- 
berlins zu erbringen, wenn die Gegenseite - falls über- 
haupt - nur jederzeit widerrufbare und in keiner Weise 
vergleichbare Zugeständnisse bietet? 

Begründung 

Die Erklärungen der Bundesregierung müssen so ver- 
standen werden, daß sie die internationale Anerken- 
nung der „DDR'" abhängig machen will von einer ge- 
wissen Bereitschaft Ostberlins zur Verbesserung jener 
innerdeutschen Beziehungen, die nur durch die Ost- 
berliner Maßnahmen ständig verschlechtert worden 
sind. Damit würden unwiederbringliche Grundpositi- 
onen gleichgesetzt mit taktisch und willkürlich zu hand- 
habenden Zugeständnissen in innerdeutschen Fragen. 

9. Steht die Bundesregierung uneingeschränkt zu der Be- 
stimmung des Deutschlandvertrages, nach welcher die Fest- 
legung der deutschen Ostgrenze einem gesamtdeutschen 
Friedensvertrag Vorbehalten ist? 

Begründung 

Diese Bestimmung bedeutet, die Frage der deutschen 
Ostgrenzen so lange in der Substanz völkerrechtlich 
und politisch offen zu halten, als es keinen gesamt- 
deutschen Friedensvertrag oder eine gleichwertige 
Friedensregelung gibt. Eine heute vollzogene prak- 
tische Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als deutsche 
Ostgrenze, die durch einen Friedensvertrag lediglich 
bestätigt werden soll, würde dem Geist und Inhalt des 
Deutschlandvertrages widersprechen. 

10. Inwieweit entsprechen Meldungen der Wahrheit, in den 
Gesprächen des Bundeskanzlers in den USA habe eine 
mögliche Revision des Deutschlandvertrages eine Rolle 
gespielt? 

Begründung 

Da der Artikel 10 dieses Vertrages eine derartige 
Revision an eine grundlegende Veränderung der Lage 
knüpft, die bei Vertragsabschluß bestand, erhebt sich 


5 



Drudcsadhe VI/ 691 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


die Frage, ob nach Auffassung der Bundesregierung 
solche grundlegenden Veränderungen eingetreten sind 
und um welche Veränderungen es sich gegebenenfalls 
handelt. 

11. Wird die Bundesregierung sich für die Zugehörigkeit West- 
berlins zum Rechts-, Wirtschafts- und Finanzsystem des 
Bundes und für die Fortdauer der gewachsenen politischen 
Bindungen einschließlich ungeschmälerter Bundespräsenz 
einsetzen? 

Begründung 

Angesichts der dem Vier-Mächte-Status widersprechen- 
den Eingliederung Ostberlins in die „DDR" und ange- 
sichts des sowjetischen Bemühens, Berlin (West) zu 
isolieren und ihm den Status einer „besonderen poli- 
tischen Einheit" aufzuzwingen, wäre eine Minderung 
des Zusammenhanges mit dem übrigen Bundesgebiet 
für die Lebensfähigkeit der Stadt verhängnisvoll. 

IL Europapolitik 

Für die Länder Europas ist ihre politische Einigung die einzige 
Chance, sich kulturell, wissenschaftlich, technisch, wirtschaftlich 
und politisch neben den Weltmächten in Freiheit und Sicher- 
heit zu behaupten. 

Die mit den europäischen Gemeinschaften begonnene europä- 
ische Einigung ist daher von Anfang an als politische Aufgabe 
verstanden worden. Die Integration in den Gemeinschaften 
war niemals Selbstzweck, sondern Zwischenstufe auf dem Wege 
zum Endziel, der vollen politischen Einheit in einem europä- 
ischen Bundesstaat. 

Diese politische Einigung des demokratischen Europa leitet die 
Überwindung der veralteten, nationalstaatlichen Ordnungs- 
strukturen in Europa ein und fördert damit die Auflösung des 
Gegeneinander der Blöcke. 

Die Staats- und Regierungschefs bekräftigen in dem Kom- 
munique der Haager Gipfelkonferenz vom 1. und 2. Dezember 
1969 „nachdrücklich ihren Glauben an die politischen Ziel- 
setzungen, die der Gemeinschaft ihren ganzen Sinn und ihre 
Tragweite verleihen. Sie bekunden ihre Entschlossenheit, dieses 
Unterfangen zu Ende zu führen, und sie betonen ihr Vertrauen 
auf den schließlichen Erfolg ihrer Bemühungen". 

Die CDU/CSU erwartet von der Bundesregierung konkrete 
Schritte, die deutlich werden lassen, daß auch die gegenwärtige 
Bundesregierung der Verwirklichung der in dem Haager Kom- 
munique enthaltenen Absicht, zentrale Bedeutung für die 
deutsche Politik zumißt. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung dem Endziel eines Bundesstaates 
verpflichtet? Ist sie bereit, einen Stufenplan vorzuschlagen, 
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der ein verbindliches Aktions- und Zeitprogramm für die 
baldige Verwirklichung einer politischen Union enthält, die 
die Außen- und Verteidigungspolitik umfaßt? 

Begründung 

Der Bundeskanzler hat am 3. März in London erklärt, 
daß wir es „mit parallelen Prozessen zu tun haben, von 
denen einer die wirtschaftliche Integration betrifft und 
der andere eine starke politische Zusammenarbeit" 
Er hat hinzugesetzt: „Und dann werden die nach uns 
kommende Generation oder Generationen sich des 
übrigen annehmen müssen." Dies bedeutet, daß für die 
absehbare Zukunft statt einer institutionalisierten 
politischen Union nur eine verhältnismäßig lockere 
politische Zusammenarbeit in Betracht kommen soll. 
Die Vorlage eines solchen Stufenplanes wird die Be- 
fürchtungen zerstreuen, daß die Richtung einer förde- 
rativen politischen Einigung nicht als ein reales poli- 
tisches Ziel angesehen wird. Auch in der Westpolitik 
darf sich die Bundesregierung nicht allein auf Vor- 
schläge beschränken, die kurzfristig realisierbar sind. 

2. Ist die Bundesregierung mit der CDU/CSU-Fraktion der 
Auffassung, daß der Kreis der Mitglieder der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und politischen Union identisch 
sein muß? 

Begründung 

Nur bei Identität der Mitglieder der EWG und der 
politischen Union kann eine handlungsfähige politische 
Einheit erreicht werden. Im Gegensatz dazu hat der 
damalige Außenminister Brandt im Corriere della Sera 
am 8. August 1969 geäußert: „Die politische Zusam- 
menarbeit braucht sich in bezug auf die Teilnehmer 
auch nicht unbedingt mit dem Bereich der wirtschaft- 
lichen Integration zu decken." 

3. Ist die Bundesregierung bereit, unzweideutig zu sagen, daß 
der Beitritt zur Europäischen Gemeinschaft die Bejahung 
des politischen Endzieles voraussetzt und daher für neu- 
trale Länder andere Verbindungen als der Beitritt gefunden 
werden müssen? 

Begründung 

In dieser Frage schuldet die Gemeinschaft dem Bei- 
trittswilligen eine Klarheit, die keinerlei Zweifel oder 
Mißdeutungen zuläßt. An dieser Klarheit hat es bisher 
die Bundesregierung fehlen lassen. Dies hat im In- und 
Ausland zu Mißdeutungen Anlaß gegeben. 

4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die zügige 
Entwicklung der Europäischen Gemeinschaften die Ausdeh- 
nung der Integration auf weitere Bereiche und die Stär- 
kung der institutionellen Struktur der bestehenden Ge- 
meinschaften erfordert? 
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Begründung 

Die Verstärkung der Institutionen ist schon angesichts 
der heute erreichten Fortschritte der europäischen Inte- 
gration unausweichlich. Sie wird um so notwendiger 
bei einer Erweiterung der Gemeinchaft. Zu zehnt ist es 
schwieriger einen gemeinschaftlichen Willen zu ent- 
wickeln als zu sechst. Infolgedessen braucht eine er- 
weiterte Gemeinschaft eine straffe Organisation. 

5. Wie steht es mit der im Haager Kommunique vorgesehe- 
nen „Erarbeitung einer gemeinsamen Verhandlungsbasis" 
für den Beitritt neuer Mitglieder? 

Begründung 

Zu der gemeinsamen Verhandlungsbasis gehört nach 
Ziffer 13 des Haager Kommuniques „die politische 
Zielsetzung, das seit Vertragsbeginn eingetretene 
Folgerecht und die hinsichtlich des Aufbaues getroffe- 
nen Optionen". 

6. Ist die Bundesregierung bereit, sich insbesondere für eine 
Stärkung des europäischen Parlamentes und eine Erwei- 
terung seiner Befugnisse einzusetzen? 

Begründung 

Schon die durch die bisherigen Fortschritte innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaften entstandene Fülle 
von gemeinschaftlichen Aufgaben erfordern eine 
direkte Wahl des Europäischen Parlaments und die 
Ausstattung des Europäischen Parlaments mit gesetz- 
geberischen Befugnissen, um den demokratischen 
Charakter der sich entwickelnden europäischen Einheit 
zu gewährleisten. 

7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der CDU/CSU, 
daß den vielerorts gehegten Befürchtungen, die Ostpolitik 
der Bundesregierung könne von der konkreten euro- 
päischen Integrationspolitik wegführen, nicht allein mit 
Worten, sondern mit konkreten Vorschlägen begegnet 
werden muß? 

Begründung 

Die Sowjetunion hat die Verständigungsbemühungen 
der Bundesregierung mit verstärkten Angriffen auf die 
europäische Integration beantwortet. Sie versucht, den 
Eindruck zu erwecken, eine deutsch-sowjetische Ver- 
ständigung setze eine Lockerung, wenn nicht Auflösung 
der Westbindungen der Bundesrepublik voraus. 

Bonn, den 27. April 1970 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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